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Martina Rathke

ERNEUERBARE ENERGIEN

Wasserstoffpipeline nach Lubmin? MVwill lieber den grünen
Strom

Lubmin soll als Wasserstoff-Standort in der ersten Liga mitspielen. Dänische Investoren pla-
nendenBaueiner140Kilometer langenWasserstoffpipelinezwischenBornholmundLubmin.
Doch das Land favorisiert eine andere Lösung.

Wasserstoff soll nach dem Willen der Landesregie-
rung die grüne Zukunftsenergie für MV werden. Den
Bau einer geplanten Wasserstoffpipeline von Born-
holm nach Lubmin sieht Wirtschaftsminister Reinhard
Meyer (SPD) allerdings kritisch.

Die Pipeline wäre nach den vier Nord-Stream-Röhren
undder Pipeline für das Bundes-LNG-Terminal vor Rü-
gen die sechste Trasse durch den Greifswalder Bod-
den. „Wir haben gegenüber den dänischen Investo-
ren deutlich gemacht, dass eine Genehmigung bei
den bereits vorhandenen Belastungen im Greifswal-
der Bodden nicht einfach werden wird“, sagte Meyer
bei einem Besuch in Lubmin. Zudem habe das Land
ein Interesse daran, dass der um Bornholm erzeug-
te grüne Windstrom erst in Lubmin per Elektrolyse in
Wasserstoff umgewandelt werde, um die Wertschöp-
fung in MV zu halten. Das heißt: grüner Strom vorWas-
serstoff. „Aus Sicht des Landes wäre das der bessere
Weg“, sagt Meyer.

Beim Ausbau der Offshore-Windenergie in der Ostsee
soll Bornholm als „Energy Island“ das entscheidende
Drehkreuz werden. Projektpartner für die 140 Kilome-
ter lange Wasserstoffpipeline, die bis 2027 entstehen
soll, sind auf der dänischen Seite Copenhagen Infrast-
ructure Partners (CIP) sowie der Energiekonzern Ener-
ginet und auf der deutschen Seite der Gasnetzbetrei-
ber Gascade. Für die Pipeline haben die Projektent-
wickler bei der EU den Status als europäisches Pro-

ject of Common Interest (PCI) beantragt. Damit wür-
de dem Vorhaben eine Schlüsselpriorität bei der Ver-
netzung der europäischen Energiesysteminfrastruktur
eingeräumt werden. Diese Projekte können öffentli-
che Mittel erhalten.

In Lubmin gibt es mehrere Investoren, die Flächen
fürElektrolyse-Anlagenoptioniert oder gekaufthaben.
Neben den Unternehmen Apex/Deutsche Regas und
HH2E soll nach OZ-Informationen auch das franzö-
sische Wasserstoff-Unternehmen Lhyfe Interesse an
demStandort angemeldet haben. Das Land setzt aber
auch auf die Ansiedlung von Unternehmen aus dem
verarbeitenden Gewerbe, die statt fossiler Brennstoffe
künftig Wasserstoff nutzen. „Das ist ein Riesenvorteil,
wenn an dem Ort, wo der Wasserstoff erzeugt wird,
auchWasserstoff genutzt wird“, soMeyer. „Von diesem
Kuchen wollen wir als Land etwas abhaben.“

Das Kasseler Unternehmen Gascade, das in Lubmin
die Gas-Empfangsstationen betreibt, will bis 2025 ei-
ne der drei Festlandröhren der Eugal undOpal bis Ber-
linWasserstoff-readymachen, damit der in Lubmin er-
zeugte Wasserstoff in den Süden abfließen kann. „Wir
sehen uns als Netzbetreiber in der Pflicht, die Infra-
struktur für den Wasserstoff-Transport möglichst bald
verfügbar zu machen“, sagte Gascade-Manager Lud-
ger Hümbs. Bis 2030 soll das Netz bis in den Südwes-
ten ausgeweitet werden. Gesamtkapazität der Leitun-
gen: 20 Gigawatt Leistung.
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WEBLINK

Moskau feiert „Atomoffensive“: Schon wieder satte Profite für
Putin trotz Krieg?

Während Deutschland aus der Atomkraft aussteigt, baut Russland in aller Welt Atomreaktoren und
liefert trotz des Ukraine-Krieges nochmehr Uran nach Europa. Wie geht das?
Der russische Angriff auf die Ukraine jährt sich zum
ersten Mal, und die EU bereitet ein neues Sanktions-
paket vor, das unter anderem Exporte von Toiletten
und elektronischen Bauteilen nach Russland verbie-
ten soll. Was aber schon wieder nicht auf der Liste
steht: die russische Atomindustrie.

Keine politischen Kräfte waren in der EU bisher stark
genug, um eine der bedeutendsten russischen Ener-
giebranchen – nach Gas und Öl allerdings – zu be-
knien. Präsident Wolodymyr Selenskyj hat inzwischen
in Brüssel zwar versucht, die EU-Kommission von sol-
cher Notwendigkeit zu überzeugen. Russland habe
die Gefahr einer Strahlenkatastrophe in Europa ge-
schaffen, zitierte Euronews den ukrainischen Staats-
chef nach denBeratungen. Er findet es „nicht normal“,
dass die russischeAtomindustrie immernoch „frei von
globalen Sanktionen“ sei. Doch die EU-Kommissare
stellen sich bisher gegen alle Bitten taub.

Exporte der Industrie in die EU auf neuem Rekord-
hoch Der russische Atomsektor ist nicht nur frei von
den Sanktionen, sondern soll im letzten Jahr die
Exporte der Kernbrennstoffe und -Technologien in
alle Welt nach Wert auf fast rund 1,14 Milliarden
US-Dollar erhöht haben. Darüber berichtet das US-
Nachrichtenportal Bloomberg unter Verweis auf die
exklusiven Daten (russische Geschäfte mit Iran nicht
berücksichtigt) desRoyalUnitedServices Institute, der
weltweit ältesten führenden britischen Denkfabrik für
Verteidigung und Sicherheit.

Der Zuwachs ergibt ein Plus von fast 25 Prozent imVer-
gleich zumVorjahroder einPlus von77Prozent imVer-
gleich zum Jahr 2020. Die EU-Länder haben demnach
2022 so viele Kernbrennstoffe in Russland beschafft
wie seit drei Jahren nicht mehr. Das Geschäft boomt
von Ägypten und Iran bis China und Indien, und die
russischen Staatsmedien bejubeln in dieser Hinsicht
die „russische Atomoffensive“.

Die blühende Handelsstatistik beschere Präsident Pu-
tin steigende Staatshaushaltseinnahmen und festige
seinenEinfluss auf eineneueGenerationglobalerKäu-
fer, fasst der Bloomberg-Autor zusammen. Jedes Mal,
wenn der russische Staatskonzern Rosatom dem Bau
eines neuen Atomreaktors zustimme, sichere er sich
so Cashflows und politischen Einfluss „für möglicher-
weise Jahrzehnte in der Zukunft“. Laut demAtomkraft-
Experten Edwin Lyman von der amerikanischen Ver-
einigung besorgter Wissenschaftler, Union of Concer-
ned Scientists, sieht Moskau im Atomenergie-Handel
eine Möglichkeit, die bestehenden Allianzen zu stär-
ken.

Neue Reaktoren in der Türkei und Ungarn Der Ener-
gieriese Rosatom, der 2007 auf Putins Erlass gegrün-
det wurde, ist für Russland vor allem als Hersteller von
Atomwaffen relevant, aber nicht nur. Das Staatsunter-
nehmen verwaltet russischeKernkraftwerke, zivile Nu-
klearunternehmen im Uranbergbau, Forschungsorga-
nisationen sowie die nukleare Eisbrecherflotte Russ-
lands. Es ist zudem an vielen Kernkraftwerken im Aus-
land beteiligt. Zum Beispiel baut Rosatom das AKW
Akkuyu im Süden der Türkei und die AKWs Paks 2 und
Paks 3 in Ungarn.

Da der Konzern in beiden Fällen auch die Betreiber
der AKWs kontrolliert, zögern deutsche Behörden bis-
her mit einer Exportgenehmigung für Siemens Ener-
gy für die Lieferungen der elektrotechnischen Steue-
rungstechnik für denBau sowohl inder Türkei als auch
inUngarn. Eswerdebefürchtet, berichtet die russische
Zeitung Kommersant unter Verweis auf eigene Quel-
len, dass die Steuerungstechnik nach Russland „ent-
führt“ werden könnte, obwohl diese für ein konkre-
tes Projekt hergestellt werde. Der ungarische Außen-
minister Péter Szijjártó hat die fehlendeGenehmigung
zuletzt als einen „Angriff auf die SouveränitätUngarns“
gewertet

18 Reaktoren in der EU komplett von Rosatom abhän-
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gig Die europäische Abhängigkeit von Russland spie-
gelt sich vor allem in Importen von Uran, Brennstä-
ben und Nukleartechnik wider. Laut dem österreichi-
schen Umweltbundesamt und einer Studie der Rosa-
Luxemburg-Stiftung sind insgesamt 18 Reaktoren in
der EU zu 100 Prozent von Brennelementen von Ro-
satom abhängig, darunter sechs in Ungarn, sechs in
Tschechien, vier in der Slowakei und zwei in Bulgari-
en.

In Russland selbst wird dabei nur ein Teil davon ge-
wonnen, denn Rosatom hat auch ausländische Berg-
baugesellschaften im Besitz, unter anderem die kana-
dische BergbaugesellschaftUraniumOne. Nach Anga-
ben der Europäischen Atomgemeinschaft (Euratom)
bezog die EU etwa im Jahr 2020 über 20 Prozent des
Urans aus Russland für rund 455 Millionen Euro. Wei-
tere 19,1 Prozent kamen aus Kasachstan und 18,4 Pro-
zent aus Kanada, wo Rosatom ebenfalls ein großer
Player ist. Insgesamt kontrolliert Rosatom laut dem
Uranatlas des Bundes für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) 15 Prozent der globalen Uran-
Förderung.

Frankreich kann (noch) nicht auf Russland verzichten
Auch die drei noch bis Mitte April funktionierenden
deutschen AKWs haben in den vergangenen Jahren
großeMengen vonUran aus RusslandundKasachstan
verarbeitet. Der Atommüll wurde dabei nach Russland
ausgeführt. Die letzten Brennelemente stammen je-
doch von amerikanischen und französischen Herstel-
lern, berichteten die Unternehmen der Berliner Zei-
tung. Die deutsche Abhängigkeit ist auf den ersten
Blick komplett abgebautworden, aber soeinfach ist es
nicht. Die Firma Nukem, die beim Rückbau der deut-
schen AKWsmitmacht, gehört auch Rosatom.

Frankreich ist noch stärker auf die Zusammenarbeit
mit Rosatom angewiesen, gerade im Bereich Atom-
müll und Anreicherung. Für die staatlichen Atom-
konzerne EDF und Orano übernimmt Rosatom ab-
gebrannte Brennstäbe aus französischen AKWs, rei-
chert sie in den eigenen Uranaufbereitungsanlagen
wieder an und liefert an Frankreich zurück. Ein Ver-
zicht auf diese Prozesse wäre für Frankreich schmerz-
voll genug, um ein Veto gegen die geplanten Sanktio-
nen einzulegen, geschweige denn von den osteuro-
päischen Ländern. Deswegen wird von den Sanktio-
nen gegen Rosatom noch abgesehen, obwohl der ge-
nerelle Druck auf das Unternehmen da ist: Zum Bei-
spiel hattedieBundesregierung schonamTagdes rus-
sischen Einmarsches in die Ukraine den Einstieg ei-
ner Rosatom-Tochter in eine Atomfabrik im Emsland
in Westdeutschland verhindert

Am Ende ergibt sich ein spannender Vergleich: Auf die
milliardenschweren russischen Öl- und Gas-Importe
kann die EU noch so oder so verzichten, wie die Erfah-
rung zeigt. Aufdie Importe vonNuklearenergie,mit de-
nen Russland zwar eineMengeGeld verdient, aber im-
merhin nur knapp über eine Milliarde Euro (ein Trop-
fen im Meer bei den riesigen Staatsausgaben?), aber
nicht wirklich. Vielleicht ist hier auch der Haken?

Der russische Premierminister Michail Mischus-
tin ( spricht mit dem Generaldirektor der staat-
lichen Atomenergiegesellschaft Rosatom, Alexei
Lichatschow, während ihres Treffens in Moskau
am Dienstag, den 31. Januar 2023.

Haben Sie Feedback? Schreiben Sie uns! brie-
fe@berliner-zeitung.de
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